
9.5 

Aufgrund des § 4 der Ge-
meindeordnung für 
Schleswig-Holstein (Ge-
meindeordnung) in der 
Fassung vom 28.02.2003 
(GVOBl. Schl.-H., S. 57), 
zuletzt geändert durch Art. 
I. des Gesetzes vom 
01.02.2005 (GVOBl. Schl.-
H., S. 66), sowie der §§ 1, 2 
und 3 des Kommunal-
abgabengesetzes des Lan-
des Schleswig-Holstein in 
der Fassung vom 
10.01.2005 (GVOBl. Schl.-
H., S.27) wird nach Be-
schlussfassung durch die 
Gemeindevertretung vom 
29.03.2006 folgende Sat-
zung erlassen:

§ 1 
Steuergegenstand 
 
(1) Steuergegenstand ist das 
Halten von Spiel- und Ge-
schicklichkeitsgeräten (Spiel-
geräte) in Spielhallen und 
ähnlichen Unternehmen im 
Sinne des § 33 i der Gewer-
beordnung, in Gaststätten, 
Kantinen, Wettannahme-
stellen, Vereins- und ähn-
lichen Räumen sowie in 
sonstigen der Öffentlichkeit 
zugänglichen Räumen im 
Gebiet der Gemeinde Ho-
henwestedt zur Benutzung 
gegen Entgelt.  
(2) Von der Besteuerung 
ausgenommen ist das 
Halten von Spielgeräten 
a) mit und ohne Gewinn-
möglichkeit auf Jahrmärk-
ten, Volksfesten oder ähnli-
chen Veranstaltungen, 
b) ohne Gewinnmöglichkeit, 
die nach ihrer Bauart aus-
schließlich zur Benutzung 
durch Kleinkinder bestimmt 
und geeignet sind (z. B. 
mechanische Schaukeltie-
re), 
c) die in ihrem Spielablauf 
vorwiegend eine individuel-
le körperliche Betätigung 
erfordern (wie z. B. Tisch-
fußball, Billardtische, Darts) 
und 
d) Musikautomaten. 
(3) Nicht der Steuer unter-
liegt das Halten von Spiel-
geräten in Einrichtungen, 
die der Spielbankabgabe 
unterliegen.  
 
§ 2 
Steuerschuldverhältnis 
 
Das Steuerschuldverhältnis 
entsteht mit der Aufstellung 
des Spielgerätes; bei be-
reits aufgestellten Spiel-
geräten entsteht das Steu-
erschuldverhältnis mit dem 

Inkrafttreten dieser Sat-
zung. 
 
§ 3 
Steuerschuldner und Haf-
tung  
 
(1) Steuerschuldner ist der 
Halter des Spielgerätes. 
Halter ist derjenige, für des-
sen Rechnung das Spielgerät 
aufgestellt wird. Mehrere 
Halter sind Gesamtschuldner. 
(2) Für die Steuerschuld 
haftet jeder zur Anzeige oder 
zur Meldung nach § 7 Ver-
pflichtete.  
 
§ 4 
Bemessungsgrundlage 
 
(1) Bemessungsgrundlage für 
die Steuer ist bei Spielgerä-
ten  mit manipulationssiche-
rem Zählwerk die elektronisch 
gezählte Bruttokasse. Die 
elektronisch gezählte Brutto-
kasse errechnet sich aus der 
elektronisch gezählten Kasse 
zuzüglich Röhrenentnahme, 
abzüglich Röhrenauffüllung, 
Falschgeld und Fehlgeld.  
(2) Spielgeräte mit manipu-
lationssicheren Zählwerken 
sind Geräte, in deren Soft-
ware manipulationssichere 
Programme eingebaut sind, 
die die Daten lückenlos und 
fortlaufend ausweisen, die 
zur Ermittlung der umsatz-
steuerlichen Bemessungs-
grundlage nötig sind und 
von der Physikalisch-
Technischen Bundesanstalt 
(PTB) zugelassen sind.  

§ 5 
Steuersatz 
 
(1) Der Steuersatz beträgt 
für das Halten eines Spiel-
gerätes mit und ohne Ge-
winnmöglichkeit  7 v.H. der 
elektronisch gezählten 

Bruttokasse. Bei Verwen-
dung von Chips, Token und 
dergleichen ist der hierfür 
maßgebliche Geldwert 
zugrunde zu legen. 

Satzung der Gemeinde Hohenwestedt 
über die Erhebung einer  
Vergnügungssteuer für das Halten von 
Spiel- und Geschicklichkeitsgeräten 
 

(2)  An allen in § 1 Abs. 1 
genannten Orten beträgt die 
Steuer für Spielgeräte mit  
- Darstellung von Gewalttä-

tigkeiten und/oder 
- Darstellung sexueller 

Handlungen und/oder 
- Kriegsspiel 
im Spielprogramm (Gewalt-
spiel) für jeden angefange-
nen Kalendermonat 400,00 
€.  
Tritt im Laufe eines Kalen-
dermonats an die Stelle eines 
Spielgerätes im Austausch 
ein gleichartiges Spielgerät, 
so gilt für die Berechnung der 
Steuer das ersetzte Spielge-
rät als weitergeführt. 
(3) Spielgeräte, an denen 
Spielmarken (Token o. ä.) 
ausgeworfen werden, gelten 
als Spielgeräte mit Gewinn-
möglichkeit, wenn die Spiel-
marken an diesen bzw. ande-
ren Spielgeräten mit Ge-
winnmöglichkeit eingesetzt 
werden können oder eine 
Rücktauschmöglichkeit in 
Geld besteht oder sie gegen 
Sachgewinne eingetauscht 
werden können. Die Benut-
zung der Spielgeräte durch 
Weiterspielmarken (Token) 
steht einer Benutzung durch 
Zahlung eines Entgeltes 
gleich. 
 
§ 6 
Besteuerungsverfahren 

 
(1) Der Halter ist verpflich-
tet, die Steuer selbst zu 
ermitteln und jeweils bis 
zum 31.03. des Folgejahres 
eine jährliche Steuererklä-
rung abzugeben. Auf die zu 
erwartende Steuer sind 
monatliche Vorauszahlun-

1 



gen von 1/12 auf der 
Grundlage des Vorjahres-
ergebnisses zu leisten. 
Nachzahlungen bzw. 
Erstattungen sind innerhalb 
eines Monats nach Be-
kanntgabe des Abrech-
nungsbescheides aus-
zugleichen.  
Abweichend von Satz 2 
kann der Halter beantragen, 
die Vergnügungssteuer in 
vier Jahresbeträgen jeweils 
fällig am 15.02., 15.05., 
15.08. und 15.11. zu zah-
len. 
(2) Die Steueranmeldung 
muss vom Halter oder 
seinem Vertreter eigenhän-
dig unterschrieben sein. 
 
§ 7 
Melde- und Anzeigepflich-
ten 
  Datenverarbeitung 
(1) Der Halter hat die erst-
malige Aufstellung eines 
Spielgerätes und jede Ver-
änderung hinsichtlich Art 
und Anzahl der Spielgeräte 
an einem Aufstellungsort 
bis zum 15. Tag des folgen-
den Kalendermonats zu-
sammen mit der nach § 6 
Abs. 1 vorgeschriebenen 
Steueranmeldung auf amt-
lich vorgeschriebenem 
Vordruck anzuzeigen. Bei 
verspäteter Anzeige gilt als 
Tag der Beendigung des 
Haltens der Tag des Ein-
gangs der Anzeige, es sei 
denn, der Halter weist nach, 
dass das Halten schon zu 
einem früheren Zeitpunkt 
beendet war.  
(2) Zur Meldung bzw. An-
zeige nach § 7 Abs. 1 ist 
auch der unmittelbare Be-
sitzer der für die Aufstellung 
der Spielgeräte benutzten 
Räume und Grundstücke 
verpflichtet. Die Anmeldung 
bzw. Anzeige ist innerhalb 

der in den Abs. 1 genann-
ten Fristen auf amtlich 
vorgeschriebenem Vor-
druck durchzuführen. 
(3) Die Anzeigen und An-
meldungen nach den Abs. 1 
und § 6 Abs. 1 sind Steuer-
anmeldungen gemäß § 149 
i. V. m. § 150 Abs. 1 Satz 3 
der Abgabenordnung (AO). 
(4) Wird die Steueranmel-
dung nach § 6 Abs. 1 nicht 
oder nicht rechtzeitig abge-
geben oder werden die 
nach § 7 Abs. 1 vorgesehe-
nen Anzeigepflichten ver-
säumt, so können Verspä-
tungszuschläge nach § 152 
der Abgabenordnung fest-
gesetzt werden. 
 
§ 8 
Steueraufsicht und Prü-
fungsvorschriften 

 
(1) Die Mitarbeiter/-innen 
der Gemeinde  
Hohenwestedt sind ohne 
vorherige Ankündigung 
berechtigt, zur Nachprüfung 
der Steueranmeldungen 
und zur Feststellung von 
Steuertatbeständen die 
Betriebs- bzw. Abstellräume 
zu betreten und Geschäfts-
unterlagen einzusehen, die 
für das Erheben der Ver-
gnügungsteuer nach dieser 
Satzung maßgeblich sind. 
Entsprechend sind die 
erforderlichen Auskünfte zu
erteilen. 

  b) Anschrift 

(2) Auf Verlangen hat je-
derzeit eine Auslesung der 
Spielgeräte mit Gewinn-
möglichkeit unter Beteili-
gung des Steueramtes der 
Gemeinde Hohenwestedt  
zu erfolgen. Die Zähl-
werksausdrucke sind ent-
sprechend § 147 AO aufzu-
bewahren. 
(3) Im Übrigen gelten für die 
Durchführung der Steuer-

aufsicht und Prüfung die 
entsprechenden Be-
stimmungen des Landes-
verwaltungsgesetzes 
(LVwG) und der Abgaben-
ordnung (AO).  
 
§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig nach § 18 
Abs. 2 Nr. 2 Kommunalab-
gabengesetz handelt, wer 
vorsätzlich oder leichtfertig 
a) der Pflicht zur Einrei-
chung der Steueranmel-
dung nach § 6 und der 
angeforderten Zähl-
werksausdrucke 
b) der Melde- und Anzeige-
pflicht nach § 7 zuwider-
handelt.  
 
§ 10 

 
(1) Zur Ermittlung der Steu-
erpflichtigen und zur Fest-
setzung der Vergnügungs-
steuer auf Spielgeräte im 
Rahmen dieser Satzung ist 
die Erhebung folgender 
personenbezogener Daten 
gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 
in Verbindung mit §13 Abs. 
3 Nr. 1 Landesdatenschutz-
gesetz (LDSG) durch die 
Gemeinde Hohenwestedt 
zulässig: 

 a) Name, Vorname(n) 

c) Bankverbindung 
d) Anzahl, Aufstellort, Auf-
stelldauer, Name und (Zu-
lassungs-) Nummer der 
Spielgeräte, Spielhalle oder 
anderer Ort sowie die Ge-
samtanzahl aller Spiele und 
weiterer Angaben, die der 
Halter im Rahmen der An-
meldung machen muss.  
(2) Personenbezogene 
Daten nach Abs. 1 werden 

erhoben durch Mitteilung 
bzw. Übermittlung 
a) aus den Verfahren über die 
Ausstellung von Geeignet-
heitsbescheinigungen zur 
Aufstellung von Spielgeräten 
bei den Ordnungsämtern, 
b) aus dem Einwohnermelde-
register (§ 24 Abs. 7 i.V.m. § 
24 Abs. 1 Landesmeldege-
setz) und  
c) in begründeten Einzelfällen 
nach besonderer gesetzlicher 
Regelung (z.B. Gewerbeord-
nung, Abgabenordnung, Bun-
deszentralregister). 
(3) Die Daten dürfen von der 
datenverarbeitenden Stelle 
nur zum Zwecke der Steuer-
erhebung nach dieser Sat-
zung verarbeitet werden. 
 
§ 11 
Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt zum 
01.04.2006 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Satzung der 
Gemeinde Hohenwestedt 
über die Erhebung einer 
Vergnügungssteuer für das 
Halten von Spiel- und Ge-
schicklichkeitsgeräten vom 
19.10.1989 in der zurzeit 
geltenden Fassung außer 
Kraft. 
 
Hohenwestedt, 30.03.2006 
 
Gemeinde Hohenwestedt 
Der Bürgermeister 
 
gez. Landt 
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